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Zweite Anhörung zum Referentenentwurf einer VO zur Änderung der AbwV (Abfall) 

Ihre E-Mail vom 18.03.2026 

 

Sehr geehrter  

 

vielen Dank für die Zusendung des Referentenentwurfs einer VO zur Änderung der AbwV (Abfall) 
und die Gelegenheit, im Rahmen der Länderanhörung hierzu Stellung zu nehmen. Die Hamburger 
Behörde für Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirtschaft gibt zu dem Entwurf folgende Stellung-
nahme ab: 

Stellungnahme 

Grundsätzliches zu den Anhängen 23 und 27 

Die Novellierung der Angänge 23 und 27 AbwV sind notwendig, um die Schlussfolgerungen zu den 
besten verfügbaren Techniken bezüglich Abfallentsorgungsanlagen (Durchführungsbeschluss (EU) 
2018/1147) in nationales Recht umzusetzen. Insgesamt werden die Änderungen ausdrücklich be-
grüßt. 

Insgesamt sollten bauliche Anforderungen an Anlagen nicht in der Abwasserverordnung geregelt 
werden, sondern im Immissionsschutzrecht (Verordnung über Anlagen zur biologischen Behandlung 
von Abfällen, der Technischen Anleitung zur Reinhaltung der Luft und der Allgemeinen Verwaltungs-
vorschrift Abfallbehandlungsanlagen) und in der AwSV.   

 

Anhang 23 

Zu A Abs. 1:  

Der Anwendungsbereich des Anhangs 23 A Abs. 1 Nr. 4. ist nicht eindeutig, da der Begriff „konta-
minierter Boden“ auslegungsbedürftig ist und nicht der Systematik anderer Bereiche (Einteilung in 
gefährliche und nicht gefährliche Abfälle bzw. Einteilung nach Wassergefährdung) folgt. Hier wird 
angeregt die Begrifflichkeit zu schärfen. 

 



 

 

Zu B Abs. 2:  

Die Regelung unter B Abs. 2 geht deutlich über die Anforderungen der BVT-Schlussfolgerungen zu 
Abfallbehandlungsanlagen hinaus. Darin ist eine risikobasierte Entscheidung bezüglich einer Über-
dachung vorgesehen. Dies ist auch sachgerecht, da gefährliche Abfälle auch im Anwendungsbe-
reich des Anhangs 23 der AbwV existieren, deren Kontakt mit Niederschlagswasser zu keiner Ver-
unreinigung des Niederschlagswassers führen.  

Satz 3 zur Art der Versiegelung ist als systemwidrig in die AbwV aufgenommen. Diese Regelung 
dient dem vorbeugenden Grundwasser- und Bodenschutz und ist daher in der AwSV zu verorten. 
Aus den Regelungen der AwSV ergibt sich im Übrigen bereits die Pflicht zur Herstellung einer flüs-
sigkeitsundurchlässigen Oberfläche für die Lagerung von Abfällen im Allgemeinen in Abhängigkeit 
der Wassergefährdung der Abfälle (vgl.  § 26 Abs. 2 AwSV).  

Der gesamte Absatz 2 sollte in Anlehnung an die bisherigen Regelungsansätze der Abwasserver-
ordnung allgemeine Anforderungen an die Lagerung von Abfällen stellen und keine konkreten bau-
lichen.  

 

Zu Anhang 27 

Zu A: 

Der Anwendungsbereich wird deutlich erweitert, auch über den Geltungsbereich der RL 2010/75/EU 
hinaus. Die Ausweitung des Geltungsbereichs wird ausdrücklich begrüßt, da es in der Vergangen-
heit oftmals zu Konflikten in der Festsetzung von Abwassergrenzwerten bei Abfallentsorgungsanla-
gen gekommen ist und keine vollständige Einheitlichkeit besteht. 

Zu B Abs. 3: 

Die Regelung unter B Abs. 3 geht deutlich über die Anforderungen der BVT-Schlussfolgerungen zu 
Abfallbehandlungsanlagen hinaus. Darin ist eine risikobasierte Entscheidung bezüglich einer Über-
dachung vorgesehen. Dies ist auch sachgerecht, da Abfälle vom Anwendungsbereich des Anhangs 
27 der AbwV erfasst werden,  

- deren Kontakt mit Niederschlagswasser zu keiner Verunreinigung des Niederschlagswas-
sers führt bzw.  

- es werden Anlagentypen erfasst, bei denen eine vollständige Überdachung der Lagerflächen 
unverhältnismäßig wäre oder  

- dies aus technischen und betrieblichen Gründen nicht möglich ist.  

Z. B. entspricht für Schrottplätze eine vollständige Überdachung nicht dem Stand der Technik. Für 
gefährliche Abfälle geht die Regelung, dass grundsätzlich für alle gefährlichen Abfälle der Kontakt 
mit Niederschlagswasser unterbunden werden muss, deutlich über das erforderliche Maß hinaus, 
da unter den Anwendungsbereich gefährliche Abfälle fallen, bei denen ein Kontakt mit Nieder-
schlagswasser nicht zu einer zusätzlichen Verunreinigung des Niederschlagswassers führt (z. B. 
Schrotte mit gefährlichen Beschichtungen). Hier muss aus Verhältnismäßigkeitsgründen ein risiko-
basierter Ansatz gewählt werden. 

Die Sätze 2 bis 5 werden zudem systemwidrig in die AbwV aufgenommen. Diese Regelung dient 
dem vorbeugenden Grundwasser- und Bodenschutz und ist daher in der AwSV zu verorten. Aus 
den Regelungen der AwSV ergibt sich im Übrigen bereits die Pflicht zur Herstellung einer flüssig-
keitsundurchlässigen Oberfläche für die Lagerung von Abfällen im Allgemeinen in Abhängigkeit der 
Wassergefährdung der Abfälle (vgl.  § 26 Abs. 2 AwSV).  

Der gesamte Absatz 3 sollte in Anlehnung an die bisherigen Regelungsansätze der Abwasserver-
ordnung allgemeine Anforderungen an die Lagerung von Abfällen stellen und keine konkreten bau-
lichen.  

 

 

Mit freundlichen Grüßen, 

  

 




